
Deutscher Bundestag  Drucksache  16/10702
 16. Wahlperiode  23. 10. 2008
 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jan Korte, Dr. Dietmar Bartsch,
 Dr. Kirsten Tackmann und der Fraktion DIE  LINKE.
 – Drucksache 16/10440 –

 Zugang zum Angelsport

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 In  der  Bundesrepublik  Deutschland  braucht  man  zur  Ausübung  des  Angel-
 sports  in  der  Regel  einen  Angelschein,  dem  ein  Lehrgang  und  eine  Prüfung
 vorausgehen.

 Vielfach  wurde  an  dieser  Regelung  Kritik  geübt,  da  sie  den  Zugang  zum  An-
 gelsport behindere.

 Nach  einem  Zeitungsbericht  vom  18.  August  2008  (Mitteldeutsche  Zeitung)
 gibt  es  in  Mecklenburg-Vorpommern  mittlerweile  einen  28  Tage  gültigen,  prü-
 fungsfreien  Fischereischein,  der  sich  vor  allem  an  Touristen  richtet.  Auch  in
 Brandenburg  werden  ähnliche  Wege  beschritten.  Gerade  die  vielen  durch  die
 Tagebaunachfolgelandschaft  entstehenden  Gewässer  befördern  Überlegungen
 –  besonders  in  Sachsen-Anhalt  –  den  Zugang  für  Touristen  zu  einem  Angel-
 schein zu erleichtern.

 1.  Wie  steht  die  Bundesregierung  zu  Überlegungen  eine  bundeseinheitliche
 Regelung beim Zugang zum Angelsport vorzunehmen?

 Die  Zuständigkeit  zum  Zugang  zur  Angelfischerei,  insbesondere  die  Erteilung
 von  Angelscheinen  oder  Fischereischeinen  liegt  bei  den  Ländern.  Es  besteht
 keine Absicht der Bundesregierung, an diesem Rechtszustand etwas zu ändern.

 2.  Gab es in diese Richtung bereits Überlegungen oder Vorarbeiten?

 Wenn ja, wie sehen diese aus?

 Nein
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und
 Verbraucherschutz vom 21. Oktober 2008 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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3.  Welche  Regelungen  gibt  es  in  den  einzelnen  Bundesländern  (bitte  nach
 Land und Regelung aufschlüsseln)?

 Die jeweiligen Regelungen der Bundesländer sind in der Anlage aufgelistet.

 4.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  derzeitigen  Regelungen  bezüglich
 des Erwerbs des Fischereischeins mit Prüfung?

 Eine  bundeseinheitliche  Regelung  über  die  Durchführung  der  Fischereiprüfung
 besteht  nicht.  Aber  schon  nach  den  grundlegenden  Bestimmungen  des  Tier-
 schutzgesetzes  (§  4  Abs.  1  Satz  3)  muss  derjenige,  der  ein  Wirbeltier  tötet,  die
 hierzu  notwendigen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  haben.  Darüber  hinaus  gilt  für
 das  Schlachten  und  Töten  bestimmter  Tiere  die  Tierschutz-Schlachtverord-
 nung,  soweit  sie  zur  Gewinnung  von  Fleisch  oder  Häuten  bestimmt  sind.  In  §  4
 der  Tierschutz-Schlachtverordnung  wird  geregelt,  dass,  wer  Tiere  tötet,  über
 die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten (Sachkunde) verfügen muss.

 Die  inhaltliche  Ausgestaltung,  Durchführung  und  Kontrolle  dieser  Regelung
 fällt  in  die  Zuständigkeit  der  Länder.  Jedoch  ist  es  aus  Sicht  der  Bundesregie-
 rung  von  großer  Bedeutung,  dass  die  im  Tierschutzrecht  geforderten  Kennt-
 nisse und Fähigkeiten bei der Fischereiausübung sichergestellt sind.

 5.  Wie  schätzt  die  Bundesregierung  den  Angelsport  mit  Blick  auf  die  weitere
 Entwicklung des Tourismus ein?

 Die  Bundesregierung  hält  die  Bedeutung  der  Angelfischerei  für  die  Erweite-
 rung  und  den  Ausbau  des  Tourismus  in  den  einzelnen  Ländern  für  bedeutsam.
 Allerdings darf dies nicht zu einer Aufweichung des Tierschutzes führen.

 6.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  in  Mecklenburg-Vorpommern  um-
 gesetzte Regelung des prüfungsfreien Fischereischeins für Touristen?

 Wie  bereits  unter  Frage  4  dargestellt,  enthält  das  Tierschutzrecht  grundlegende
 Bestimmungen  über  die  Tötung  von  Wirbeltieren  (Erfordernis  notwendiger
 Kenntnisse  und  Fähigkeiten).  Wenngleich  die  erforderlichen  Kenntnisse  oft-
 mals  rasch  vermittelbar  sein  könnten,  so  sind  jedoch  die  erforderlichen  Fähig-
 keiten,  z.  B.  das  tierschutzgerechte  Töten  des  geangelten  Fisches,  sehr  viel
 schwieriger  zu  vermitteln.  Hierzu  bedarf  es  spezifischer  Schulungen,  prakti-
 scher  Übungen  und  letztlich  Erfahrung  und  Routine.  Vor  diesem  Hintergrund
 stellt  sich  die  Regelung  in  Mecklenburg-Vorpommern,  die  einen  zwar  befriste-
 ten,  prüfungsfreien  Erwerb  des  Fischereischeins  für  Personen  ermöglicht,  bei
 denen  nicht  vom  Vorliegen  einer  vertieften  Sachkunde  ausgegangen  werden
 kann, aus Sicht des Tierschutzes als problematisch dar.
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Zugang zur Angelfischerei

 Anlage
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